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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Eine externe Untersuchung zeigte, dass die noch von Eveline Widmer-Schlumpf
vorgenommene Reorganisation des Bundesamtes für Migration (BfM) nicht die
erhofften Effizienzsteigerungen gebracht hatten. Den Medien gab die seit 2011 dem
EJPD vorstehende Simonetta Sommaruga zu Protokoll, dass das Resultat der Evaluation
leider noch schlechter sei, als befürchtet. Es wurde deshalb ein erneuter Umbau des
BfM in Angriff genommen. Die ursprüngliche Reform war zudem Thema in der Presse,
wo vermutet wurde, dass einzelne Aufträge für die Amtsreform rechtswidrig waren. 1

ANDERES
DATUM: 30.05.2012
MARC BÜHLMANN

Das 2009 von der damaligen Justizchefin Eveline Widmer-Schlumpf (bdp)
reorganisierte Bundesamt für Migration (BfM) wurde erneut – diesmal von der aktuell
zuständigen Bundesrätin Simonetta Sommaruga (sp) – umgebaut. Eine 2012
durchgeführte Evaluation hatte gezeigt, dass die Reform von 2009 missglückt war. Auch
amtsintern waren die Änderungen stark kritisiert worden. Mit der aktuellen
Umstrukturierung verschwinden die flachen Hierarchien wieder, die als Problembereich
identifiziert worden waren. Fast die Hälfte der rund 80 Kaderstellen im BfM wurden
intern neu ausgeschrieben. Die Reform von innen – zahlreiche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter wurden in die Reformdiskussionen integriert – soll das Arbeitsklima wieder
verbessern. 2

ANDERES
DATUM: 13.08.2013
MARC BÜHLMANN

Der Jahresbericht der Geschäftsprüfungskommissionen und der
Geschäftsprüfungsdelegation der eidgenössischen Räte (Jahresbericht GPK und
GPDel) gibt jeweils Auskunft über die von den Aufsichtskommissionen in einem Jahr
getätigten Kontrollen, deren Ergebnisse und daraus abgeleiteten Empfehlungen. Wie in
ihrem Jahresprogramm 2015 beschlossen, hatte sich die GPK 2015 auf die elektronische
Auszählung von Stimmen, die Auswirkungen der Freihandelsabkommen und die
Verwendung unterschiedlicher Bevölkerungsszenarien fokussiert. Aufgrund
verschiedener Ungereimtheiten im Beschaffungswesen (erwähnt wurden die Vorfälle im
SECO und im ASTRA), nahm die GPK-SR zudem eine Nachkontrolle in der Verwaltung
vor. Mit Nachkontrollen soll insbesondere untersucht werden, ob die jeweils von der
GPK abgegebenen Empfehlungen auch umgesetzt werden. 
Zahlreiche weitere Kontrollen wurden im Jahresbericht beschrieben, so etwa die
Protokollführung des Bundesrates, die Wahl des obersten Kaders durch den Bundesrat,
die Probleme mit der Anstellung externer Mitarbeiter und dem Beibezug externer
Experten oder die Cyber-Abwehr des Bundes. Auch der Bericht zu "Insieme" fand noch
einmal Eingang in die GPK-Berichterstattung. Man habe festgestellt, dass die
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden verbessert und die GPK gestärkt werden
müssten. 
In der Ständeratsdebatte wies der GPK-Kommissionspräsident Hans Stöckli (sp, BE)
darauf hin, dass man zwar vieles entdeckt habe, was nicht funktioniere, zugleich habe
man aber auch feststellen können, dass die Verwaltung sehr gut sei und eine insgesamt
sehr gute Arbeit leiste. Damit dies weiter der Fall sein könne, müsse sie gestärkt
werden. Auch im Nationalrat beschränkte sich die Debatte auf die Rapporte der
verschiedenen Kommissionssprecher. Alfred Heer (svp, ZH) forderte seine
Ratskolleginnen und -kollegen auf, sich bei der GPK zu melden, wenn sie Hinweise auf
unrechtmässiges Verhalten in der Verwaltung erhielten, Ida Glanzmann (cvp, LU) sprach
von spannenden Tätigkeiten der GPK und Yvonne Feri (sp, AG) bedankte sich bei den
Nationalrätinnen und Nationalräten dafür, dass sie noch da seien, obwohl der GPK-
Bericht nicht so interessant sei. Der Bericht wurde in beiden Kammern zur Kenntnis
genommen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2016
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Mittels parlamentarischer Initiative forderte Ida Glanzmann (cvp, LU) gesetzliche
Strukturen für die Einrichtung eines Staatssekretariats für innere Sicherheit. Den
momentanen Bedrohungen in Form von Cyberkriminalität, organisiertem Verbrechen
und insbesondere von terroristischen Anschlägen solle mit allen verfügbaren
Ressourcen begegnet werden. Dafür brauche es aber bessere Strukturen, in denen alle
operativen und administrativen Kräfte zusammengefasst würden. Einem
Staatssekretariat für innere Sicherheit, das dem EJPD angehängt würde, würden etwa
die Behörden für Strafverfolgung, die Sicherheitsorgane und die Nachrichtendienste
angehören. 
Die Kommission empfahl mit 20 zu 4 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben.
Hauptargument der SiK-NR gegen die Idee war der Hinweis auf die Gefahr, dass das gut
austarierte föderal organisierte Sicherheitssystem ausgehebelt würde, was entgegen
der Forderung gar mehr Unsicherheit schaffen würde. Es sei angezeigter, auf aktuelle
Bedrohungen spezifische Taskforces einzusetzen, was etwa mit der Taskforce Tetra im
Bereich der Bekämpfung von Terrorismus bereits geschehen sei. Staatssekretariate
seien eher Instrumente, die den Bundesrat in seiner Repräsentationsfunktion entlasten
würden. Auch wenn sich eine kleine Minderheit mit Verweis auf die
Sicherheitsbedürfnisse in der Bevölkerung und die Möglichkeit, einen nationalen
Ansprechpartner im föderalen System einzurichten, der auch Doppelspurigkeiten
verhindern würde, für das Vorhaben aussprach, zog die Initiantin im März 2016 ihr
Anliegen zurück. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.03.2016
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Au mois de septembre 2018, le Conseil national se penchait à son tour sur le projet
d'arrêté fédéral portant approbation de deux conventions du Conseil de l'Europe
relatives à la coopération administrative internationale. Tout comme le Conseil des
Etats, la chambre du peuple se prononce en faveur de la ratification de la convention
n°94, mais refuse de procéder de même en ce qui concerne la convention n°100. Cette
dernière est en effet jugée «inutile dans la pratique», et ce malgré les arguments de la
conseillère fédérale Simonetta Sommaruga, dont la ligne de défense invoque la
nécessité «d'une coopération fondée sur des bases solides». Le projet est
définitivement adopté lors du vote final du 28 septembre 2018. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2018
AUDREY BOVEY

1) Presse vom 3.2.12; TA, 23.2.12; NZZ, 16.3.12; Kritik an Reform: Presse vom 30.5.12.
2) NZZ, 18.7.13; TA, 30.7.13; LZ, 13.8.13.
3) AB NR, 2016, S. 325 ff.; AB SR, 2016, S. 59 ff.; Bericht GPK vom 29.1.2016
4) Bericht SiK-N vom 25.1.2016
5) BO CE, 2018, p. 800; BO CN, 2018, p. 1387 ss.; BO CN, 2018, p. 1770

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 2


